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Arbeitsgericht Saarland 

URTEIL 

Im Namen des Volkes ! 

In dem Rechtsstreit 

des Herrn  

Prozessbevollmächtigte: 

- Kläger -

DGB Rechtsschutz GmbH vertreten durch 
die Rechtssekretäre, Fritz-Dobisch-Straße 
5, 66111 Saarbrücken, 

gegen 

die Firma 

Prozessbevollmächtigte: 

- Beklagte -

hat die 1. Kammer des Arbeitsgerichts Saarland auf die mündliche Verhand­
lung vom 15. März 2021 durch die Direktorin des Arbeitsgerichts, Frau  
sowie den ehrenamtlichen Richter Herr  und den ehrenamtlichen Rich­ter 
Herr  

für Recht erkannt: 
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Mit Schreiben vom 6.10.2020 wurde das Arbeitsverhältnis „betriebsbedingt, 

ordentlich zum 31.03.2021" gekündigt (vgl. BI. 8 d. A.). 

Der Betriebsrat hat der Kündigung mit Schreiben vom 5.10.2020 widerspro­

chen (vgl. Widerspruchsschreiben BI. 9 ff d. A.). 

Der Kläger trägt im Wesentlichen vor, 

die Kündigung sei aus mehreren Gründen heraus unwirksam mit der Folge, 

dass das Arbeitsverhältnis über den 31.03.2021 hinaus zu unveränderten 

Bedingungen fortbestehe. 

Unabhängig von der Frage, ob die M. GmbH am 6.10.2020 überhaupt 

noch berechtigt gewesen sei, das zwischen der nunmehrigen Be­klagten 

und dem Kläger bestehende Arbeitsverhältnis zu kündigen, und un­geachtet 

der Frage der sozialen Rechtfertigung der Kündigung verstoße die 

Kündigung offensichtlich gegen die Betriebsvereinbarung zur Kurzarbeit vom 

6. August 2020, sowie gegen den anwendbaren Tarifvertrag zur Sicherung 

älterer Arbeitnehmer. 

Der 63-jährige Kläger sei seit über 34 Jahren bei der Beklagten bzw. deren 

Rechtsvorgängerin im Bereich Materialentwicklung/Prozesstechnik tätig, so 

dass die Voraussetzungen des § 2 Ziffer 1 des anwendbaren Tarifvertrages 

(Vollendung des 55. Lebensjahres, ununterbrochene Betriebszugehörigkeit 

von mindestens zehn Jahren) vorlägen. 

Unter Berücksichtigung dieser Voraussetzungen sei das Beschäftigungsver­

hältnis nur noch aus wichtigem Grund kündbar. Somit wäre entsprechend 

des genannten Tarifvertrages nur noch eine außerordentliche Kündigung 

möglich gewesen. 

Ob und inwieweit die Beklagte die Möglichkeit gehabt hätte, das Arbeitsver­

hältnis außerordentlich mit sozialer Auslauffrist kündigen zu können, ergäbe 

sich aus dem§ 2 des genannten Tarifvertrages nicht. Zwar könne von Ziffer 

1 des § 2 abgewichen werden, wenn der Betriebsrat im Rahmen des Anhö-
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rungsverfahrens nach § 102 BetrVG nicht widerspreche. Fest stünde jedoch, 

dass der Betriebsrat widersprochen habe, weshalb § 102 Abs. 3 BetrVG zur 

Anwendung komme. 

Soweit die Beklagte ausführe, dass aufgrund des Wegfalls der Beschäfti­

gungsmöglichkeit des Klägers die Kündigung des Klägers auch nach dem 

Tarifvertrag zur Sicherung älterer Arbeitnehmer aufgrund eines wichtigen 

Grundes wirksam sei, werde dies ausdrücklich bestritten. Die Beklagte habe 

offensichtlich die falsche Kündigungsform gewählt. 

Auch scheide eine Umdeutung der Kündigung aus und es werde bestritten, 

dass der Betriebsrat vor Ausspruch der Kündigung ordnungsgemäß angehört 

worden sei. 

Der Kläger beantragt, 

1. Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien durch die

Kündigung der Beklagten vom 6.10.2020 nicht beendet wird.

2. Im Falle des Obsiegens mit dem Antrag zu 1. wird die Beklagte verur­

teilt, den Kläger bis zum rechtskräftigen Abschluss des Kündigungs­

schutzverfahrens zu unveränderten arbeitsvertraglichen Bedingungen

als Material-Entwickler/ Prozesstechniker weiter zu beschäftigen.

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte trägt im Wesentlichen vor, 

die Kündigung, die zu Recht durch die M. GmbH ausgespro­chen worden 

sei, sei aus betriebsbedingten Gründen heraus gerechtfertigt. 
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Die Beklagte habe wegen Auftragsmangels und des damit einhergehenden 

Umsatzverlustes die unternehmerische Entscheidung getroffen, die Fach­

gruppe „Materialentwicklung", für die der Kläger zuständig sei, am Standort in 

Ü. zu schließen und ab dem 1. Januar 2021 in die Konzernzentrale nach 

China zu verlagern. 

Eine Sozialauswahl habe vor Ausspruch der streitgegenständlichen Kündi­

gung nicht vorgenommen werden müssen, da aufgrund der Übertragung der 

Materialentwicklung an die Konzernzentrale in China alle Arbeitnehmer, wel­

che bislang mit der Betreuung der Materialentwicklung bei der Beklagten be­

traut gewesen seien, gekündigt worden seien. Dies sei neben dem Kläger ein 

weiterer Mitarbeiter gewesen, demgegenüber ebenfalls eine betriebsbedingte 

Kündigung ausgesprochen worden sei. Weitere Mitarbeiter in der Abteilung 

seien mit dem Kläger nicht vergleichbar und es bestünde auch keine ander­

weitige Beschäftigungsmöglichkeit des Klägers. 

Auch verstoße die Kündigung nicht gegen die Betriebsvereinbarung über 

Kurzarbeit vom 06.08.2020, da die Kurzarbeit bei der Beklagten seit dem 

01.08.20, und demzufolge bereits vor Unterzeichnung der Betriebsvereinba­

rung, ausgesetzt worden sei. Somit sei diese Betriebsvereinbarung durch die 

Betriebsparteien zwar unterzeichnet, aber zu keinem Zeitpunkt in Vollzug 

gesetzt worden. 

Aufgrund des Wegfalls der Beschäftigungsmöglichkeit des Klägers, bedingt 

durch die Verlagerung der Materialentwicklung nach China, sei die Kündi­

gung des Klägers auch nach dem Tarifvertrag zur Sicherung älterer Arbeit­

nehmer aufgrund eines wichtigen Grundes wirksam. 

Der Betriebsrat sei vor Ausspruch der Kündigung mit Schreiben vom 28. 

September 2020 ordnungsgemäß angehört worden. 

Bezüglich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes und der 

Ergänzung des Tatbestandes wird gemäß§ 46 Abs. 2 ArbGG i. V. m. § 313 

Abs. 2 ZPO auf die wechselseitigen Schriftsätze, die Gegenstand der münd-










